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ROTE REVUE

29. Jahrgang Mai 1950 Heft 5

MASCHA OETTLI

Mapnahmen zur Sicherung der Vollbeschiifiigung

Neben der gerechten Verteilung des Einkommens gehért die Sicherung
der Vollbeschaftigung zu den wichtigsten Zielen jeder fortschrittlichen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Nur auf diesem Weg kann an eine Uberwindung
der Angst und Not und an eine allgemeine Hebung des Volkswohlstandes ge-
dacht werden. So ist der Grundsatz der Sicherung der Vollbeschéftigung denn
auch in der Charta der Vereinigten Nationen ausdriicklich genannt, eben-
so spielt er eine wichtige Rolle in der Welthandelscharta von Havanna. Wih-
rend die Sicherung der Vollbeschéftigung bisher jedoch mehr als allgemeiner
Grundsatz aufgestellt wurde, ohne dal} — international gesehen — konkrete
Vorschldge ausgearbeitet worden wiren, wie dieses Ziel erreicht werden
kann, ist man jetzt einen Schritt weitergekommen. Nachdem von Organen
der UNO eine internationale Umfrage unter den Staaten durchgefiihrt wor-
den ist liber die von ihnen vorgesehenen oder bereits ergriffenen Mal-
nahmen, hat nun auch eine durch den Generalsekretir der UNO beauftragte
Expertenkommission einen Bericht ausgearbeitet tiber «nationale und inter-
nationale MalBnahmen zur Sicherung der Vollbeschiftigung®», der zu den
wertvollsten Veroffentlichungen der UNO gezdhlt werden kann. Auf 104
Seiten werden in kurzer, klarer Form die bisherigen Erkenntnisse und Er-
fahrungen iiber die Ursachen der Wirtschaftsdepressionen dargestellt und
eine Reihe konkreter Vorschlidge zu deren Uberwindung ausgearbeitet.

*

Entgegen den Erwartungen mancher Volkswirtschafter ist in unserem

Lande der Ubergang von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft reibungslos er-

* ¢National and international measures for full employments, Report by a Group of
Experts appointed by the Secretary-General. United Nations, Department of Economic
Affairs, New York, Dezember 1949,
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folgt. Nicht nur entstand keine Arbeitslosigkeit, unsere Wirtschaft verzeich-
nete im Gegenteil eine bisher noch nicht erlebte Hoch-, ja Uberkonjunktur.
Die Zahl der Fabriken stieg von 1939 bis 1949 von rund 8600 auf 11 600,
die Zahl der vom Fabrikgesetz erfallten Arbeiter und Angestellten von
368 000 auf 497 000, ja auf 531 000 in ihrem Hohepunkt 1948. Wenn auch
einzelne Unternehmer sich gebidrdeten, als ob dieser Zustand der Hoch-
konjunktur ewig fortdauern wiirde, und hemmungslos drauflos investierten,
so lag dennoch — und liegt auch heute noch iiber unserer ganzen Wirtschaft
der Schatten der Unsicherheit, wie lange dieser Zustand andauern werde.
Als es im vergangenen Jahre im Wirtschaftsgebdlk der USA zu knistern an-
fing, als der Riickgang der amerikanischen Produktion um 12 Prozent und
der amerikanischen Importe um 15 Prozent zu Export- und Dollarschwierig-
keiten in europdischen Liandern fithrte und eine GroBzahl unserer Handels-
partner ihre Wahrung abwertete, da wurden die Befiirchtungen iiber die
Fortdauer der Hochkonjunktur in unserem Lande immer lauter.

Bis Ende Januar 1950 stieg die Zahl der stellensuchenden Ganzarbeits-
losen auf 30 000. Sie ist inzwischen mit der Friihjahrsbelebung in den saison-
abhingigen Berufen wieder gesunken auf rund 20 000 Ende Februar und
11 000 Ende Marz. Wenn man nicht das Los des einzelnen Arbeitslosen ins
Auge falit, sondern die Lage konjunkturpolitisch beurteilt, so ist diese Zahl
— vor allem unter Beriicksichtigung der vielen auslandischen Arbeitskrifte —
noch nicht erschreckend. Dennoch: Trotz dem Sinken der Zahl der Arbeits-
losen ist die Furcht bei der Arbeiterschaft, ihre Stelle zu verlieren, geblieben.
Wer in einer Gewerkschaft arbeitet, weil3, was diese Furcht bedeutet, nicht
nur fiir den einzelnen, sondern ebensosehr fiir die Organisierung der Arbei-
terschaft im Kampf um ihr Recht.

Aus all diesen Griinden ist der Bericht der UNO-Experten auch fiir unser
Land von groBter Aktualitdt. Er ist es auch aus einem weiteren Grunde:
Ebenso wie die Beschiftigungslage unserer Industrie unter anderm von den
Exportmoglichkeiten abhéngt, beeinflufit die Menge der von uns eingefiihrten
Waren den Wirtschaftsgang in den andern Lindern. Unsere Einfuhr aus ver-
schiedenen Liandern war in den vergangenen Monaten unbefriedigend. Ein
Riickgang unseres Importes bewirkt eine Verlangsamung der wirtschaftlichen
Erholung in den davon betroffenen Léndern und erschwert ihre Politik zur
Sicherung der Vollbeschiftigung und zum Wiederaufbau des Landes. Damit
nehmen wir eine Verantwortung auf uns, von der wir uns nicht mit dem
Hinweis auf unsere Neutralitit befreien konnen.
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Vollbeschiftigung in allen Wirtschaftssystemen?

Der Expertenbericht stellt ausdriicklich fest: Die Forderung der Siche-
rung der Vollbeschiftigung in der Charta der UNO ist auf die Uberzeugung
gegriindet, dall Vollbeschdftigung in allen Landern gesichert werden soll,
welches auch das wirtschaftliche System ist, das sie sich gewihlt haben. Die
Experten fiigen allerdings hinzu, dal das freie Spiel der Krifte auf dem
Markt allein nicht geniigen wird, um das Ziel zu erreichen. Ohne gewisse
Eingriffe in die Wirtschaft ist keine Vollbeschaftigungspolitik moglich.

Die Vorschldge, die der Expertenbericht zur Sicherung der Vollbeschaf-
tigung ausgearbeitet hat, sehen darum nicht vor, daf privatwirtschaftlich
organisierte Linder die Struktur ihrer Wirtschaft vollig dndern miissen.
Anderseits ist klar, dafl die Sicherung der Vollbeschiftigung nicht erreicht
werden kann, wenn irgendein Wirtschaftsprinzip, wie das der freien Wirt-
schaft, starr durchgesetzt wird. Damit ist deutlich gemacht, dal} die
Vorschlage der Experten auch ein Wirtschaftssystem wie das unsrige be-
treffen, dall wir uns nicht als Ausnahme beiseite stellen konnen. Auch bei
uns gilt der Grundsatz der Handels- und Gewerbefreiheit nicht unein-
geschrankt. Art. 31 bis der Bundesverfassung sieht unter bestimmten Be-
dingungen Eingriffe des Bundes in die Wirtschaft vor, zum Beispiel zur Er-
haltung wichtiger, in ihren Existenzgrundlagen gefihrdeter Wirtschafts-
zweige oder Berufe sowie zum Schutze wirtschaftlich bedrohter Landesteile.

Die Ursachen der Wirtschaftskrisen

So verlockend es wire, ist es nicht moglich, an dieser Stelle auf die Aus-
fithrungen der Experten in bezug auf die Ursachen der Arbeitslosigkeit ein-
zugehen. Sie filhren diese im wesentlichen auf eine ungeniigende wirksame
Nachfrage (effective demand) zuriick, die dadurch entstehen kann, da3 mehr
gespart als investiert wird, dall die Regierungseinnahmen die Regierungs-
ausgaben iibersteigen oder der Import den Export. Das Hauptgewicht beim
Entstehen einer Wirtschaftsdepression legen sie den Schwankungen der pri-
vaten Investitionstatigkeit bei.

Der Bericht stellt fest, daB3 es besonders die wirtschaftlich hoch entwickel-
ten Linder sind mit einem hohen Realeinkommen pro Kopf der Bevolke-
rung, die der Gefahr der Entstehung von Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind,
denn in diesen Landern besteht ein groBBer Teil des Konsums aus dauerhaften
Verbrauchsgiitern, deren Erwerb leicht zuriickgestellt werden kann. Zudem
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fallt ein verhéltnismédllig groBer Teil des Volkseinkommens auf Investitionen,
deren Hohe starken Schwankungen unterliegt. In unentwickelten Léndern,
in denen nur ein geringer Teil des Volkseinkommens fiir Investitionen be-
nutzt wird, sind die Schwankungen in der Nachfrage geringer und daher
auch die Krisengefahr, jedenfalls soweit diese ihre Ursache im Inland haben.

MaBnahmen zur Sicherung der Vollbeschiftigung

Die Experten unterteilen ihre Empfehlungen fiir MaBnahmen zur Siche-
rung der Vollbeschiftigung in solche, die in der Inlandswirtschaft getroffen
werden sollten, und solche, die auf die AuBenwirtschaft Bezug haben.

Im Inland

1. Als erste und duBerst wichtige innerwirtschaftliche MaBnahme sehen
die Experten vor, dall jede Regierung abkliren und bekanntgeben soll, wel-
chen Stand der Beschiftigung sie als Vollbeschiftigung und damit gleich-
zeitig als Ziel ihrer Vollbeschiftigungsmal3nahmen ansieht. Industriell ent-
wickelte Liander werden diesen Standard am besten in Zahlen der Stellen-
suchenden ausdriicken. Bei der Festlegung dieser Grenze wird iiberpriift wer-
den miissen, welche Zahl von Stellensuchenden angesichts von Saisonschwan-
kungen in der Beschiftigungslage und strukturellen Anderungen in der
Wirtschaft, realistisch gesehen, mit Vollbeschiftigung vereinbar ist. Am
zweckmailligsten wird es sein, diese Zahl von Stellensuchenden nicht absolut,
sondern in Prozent der Beschéftigten anzugeben, wobei eine gewisse Marge
vorgesehen werden kann, zum Beispiel 2 bis 4 Prozent oder 3 bis 5 Prozent.
Da die Verhiltnisse in den einzelnen Lindern verschieden sind, ist es nicht
moglich, diese Zahl ein fiir allemal festzusetzen. Die Experten meinen jedoch,
dal} sie wesentlich niedriger sein kann als die Zahl der Arbeitslosen, die in
der Vorkriegszeit als <normal» angesehen wurde.

Die Zahl soll so gewihlt werden, dal} jedes Steigen der Arbeitslosigkeit
tiber die festgelegte Grenze hinaus als sicheres Zeichen dafiir angesehen
werden mul3, dal} die wirksame Nachfrage zu gering ist, und dal also die
Regierung Mallnahmen ergreifen mul}, um sie zu erhghen.

2. Die Regierungen sollen in allgemeinverstandlicher Form bekanntgeben,
welche Malinahmen sie auf dem Gebiete der Finanz- und W ahrungspolitik,
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der Investitionspolitik sowie der Lohn- und Preispolitik (einschlieBlich der
Antimonopolpolitik) vorsehen, um das von thnen festgelegte Ziel der Voll-
beschdftigung zu erreichen.

Es wird sich dabei weniger um besondere MalBinahmen handeln, die spe-
ziell fiir diesen Zweck ergriffen werden, als um eine Anpassung und eine
Koordinierung der wirtschaftspolitischen MaBnahmen der Regierung im Hin-
blick auf die Sicherung der Vollbeschaftigung. Auch hier kann fiir die ver-
schiedenen Léander kein einheitliches Schema aufgestellt werden.

Lander mit einer sozialistischen Wirtschaftspolitik oder jedenfalls mit
einer weitgehend gelenkten Wirtschaft werden ihre Manahmen zur Siche-
rung der Vollbeschiftigung in ihren gesamten Wirtschaftsplan einbauen.
Léander mit freier Marktwirtschaft werden eher ihre Finanz- und Wahrungs-
politik dem gesteckten Ziel anpassen. In einzelnen Staaten wird der Ausbau
des Produktionsapparates beschleunigt werden miissen, in andern wird es im
Gegenteil darum gehen, den Anteil des Volkseinkommens, der dem direkten
Konsum dient, zu erhohen gegeniiber dem, der investiert wird. Wahrend ein-
zelne Lander direkte Kontrollen vorziehen werden, wie Preiskontrollen, Ratio-
nierung und Bewilligungsverfahren, werden andere mehr zu indirekten
Methoden greifen. Fiir Lander mit Marktwirtschaft stellen die Experten einen
ganzen Katalog von moglichen MaBinahmen zusammen:

Auf dem Gebiet der Finanzpolitik: Die Regierung kann den Stand ihrer
Ausgaben sowie anderseits ithre Einnahmen durch Anderung der Steuersitze
so gestalten, dal} ein Gegengewicht geschaffen wird zu den Schwankungen
in der wirksamen Nachfrage auf dem freien Markt. Wenn die Nachfrage zu
gering ist, um die Wirtschaft im Zustand der Vollbeschiftigung zu erhalten,
kann die Regierung ihre Ausgaben erhchen oder die Besteuerung senken.
In Zeiten, in denen keine Inflationsgefahr besteht, sondern im Gegenteil
Deflationstendenzen, wird sie ihrem Budget eine leicht antideflationistische
Richtung geben. Wenn eine stiarkere Deflation droht, wird sie deutlich ver-
schiedene antideflationistische MaBnahmen in ihr Budget einbauen (also zum
Beispiel Ausgabeniiberschiisse vorsehen). Umgekehrt wird sie verfahren,
wenn inflationistische Tendenzen spiirbar sind.

GroBle Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang auch allen MaB-
nahmen zu, die automatisch durch Erhohung des Konsumanteils vom Volks-
einkommen Schwankungen der wirksamen Nachfrage dampfen, wie Ausbau
der Sozialversicherung, progressive Einkommenssteuern.

Von Bedeutung ist auf diesem Gebiete die Zusammenarbeit der zentralen
Regierung, also bei uns des Bundes, mit den Kantonen und Gemeinden, denn
die Gefahr ist grol, daBl Kantonsregierungen oder Gemeinden gerade in

177



Zeiten einer aufkommenden Wirtschaftsdepression und also verminderter
Steuereinginge ihre Ausgaben vermindern, statt erhchen.

Ein weiteres wichtiges Gebiet, auf dem die Regierung eingreifen kann
und muf} zur Sicherung der Vollbeschiftigung, ist dasjenige der Kontrolle
der privaten Investitionstatigkeit. Ist zur Aufrechterhaltung der Vollbeschif-
tigung eine Erhohung der Investitionstitigkeit im privaten Sektor der Wirt-
schaft erwiinscht, kann die Regierung eventuell gewisse Kredit- oder Steuer-
erleichterungen vorsehen. Besteht Gefahr, dall die private Investitionstatig-
keit iiberbordet, kann die Regierung durch restriktive Kreditkontrollen,
durch Kontrolle der Kapitalemissionen und in gewissen Féllen auch durch
die Kontrolle und Zuteilung von Material eingreifen. Bedingung dafiir ist,
daB sie im voraus informiert ist iiber die Investitionsplane der Privat-
wirtschaft.

In manchen Landern wird eine direkte Zusammenarbeit zwischen der
Regierung und der Industrie moglich sein, um langfristige Investitions-
programme aufzustellen fiir gewisse wichtige Wirtschaftszweige, wie zum
Beispiel fiir die Eisenbahnen, fiir die Elektrizitatswirtschaft, bei denen die
langfristigen Investitionsbediirfnisse festgelegt werden kénnen. Ja, manche
Linder werden den Wunsch haben, die private Investitionstitigkeit in ein
allgemeines nationales Investitionsprogramm einzugliedern.

In Liandern mit einem groBen offentlichen Sektor der Wirtschaft kann
die Investitionstdtigkeit weitgehend stabilisiert werden im Rahmen eines
koordinierten 6ffentlichen Investitionsprogramms. Auch kann durch die zeit-
liche Verschiebung gewisser offentlicher Investitionen Schwankungen der
privaten Investitionstatigkeit begegnet werden. Hier wie an andern Orten ist
die Zusammenarbeit der zentralen Regierung mit den Lokalbehorden wichtig.

Besonderes Gewicht legen die Experten sodann auf die rechtzeitige ge-
setzgeberische, administrative und technische Vorbereitung von Reserve-
investitionsprogrammen, die, falls nétig, in allerkiirzester Zeit in Kraft gesetzt
werden konnen.

In andern Lindern, vor allem in solchen mit einer entwickelten Wirt-
schaft, werden an Stelle oder in Ergénzung einer Kontrolle der Investitionen
MaBnahmen zur Erhéhung der Konsumkraft der Bevélkerung in Frage
kommen zur notigen Steigerung der wirksamen Nachfrage. Das kann auf
dem Steuerweg geschehen, durch Ausbau der Sozialversicherung, oder durch
Erhohung der sozialen Ausgaben des Staates, wie zum Beispiel fiir die Er-
ziehung, die Volksgesundheit usw. In diesen Zusammenhang gehort auch die
Kontrolle der Monopolpreise (und Verringerung der Profitmarge). Gewisse
Lénder werden sogar weitergehen wollen und iiber das Mittel der Preis-
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kontrolle eine gerechtere Verteilung des Volkseinkommens herbeifithren. In
Lindern mit einer groBen landwirtschaftlichen Bevolkerung wird anderseits
eine Sicherung der landwirtschaftlichen Preise wesentlich sein zur Aufrecht-
erhaltung einer geniigenden Nachfrage.

3. Da es moglich ist, da} trotz einer solchen auf die Aufrechterhaltung
der Vollbeschiftigung abzielenden Wirtschaftspolitik der Regierung die Zahl
der Arbeitslosen iiber die erlaubte Grenze steigt, schligt der Expertenbericht
als dritten Punkt vor, dal die Regierung im voraus ein zusitzliches Arbeits-
beschaffungsprogramm vorbereiten und bekanntgeben soll, das automatisch
in Kraft tritt, sobald die festgelegte Hdichstgrenze der Zahl der Arbeitslosen
wahrend dreter aufeinanderfolgender Monate iiberschritten wird.

Bei dem heutigen Stand der wirtschaftlichen Voraussagen kann sich die
Wirtschaftspolitik eines Landes nicht auf Prognosen verlassen. Sie muf} ihre
MaBnahmen der gegebenen jeweiligen Entwicklung anpassen, und zwar ohne
Zeit zu verlieren, denn jeder Zeitverlust verschlimmert die Lage bei Einbruch
einer Krise rasch. Das automatische Inkrafttreten von Gegenmalnahmen
bei einem Uberschreiten der Arbeitslosenlimite soll verhindern, dal die Be-
hérden zu spat kommen. Zudem hat die absolute Sicherheit, dal automatisch
Gegenmallnahmen ergriffen werden, selber schon einen beruhigenden Ein-
fluR sowohl auf die Wirtschaft des Inlandes wie auf die des Auslandes.

Einen Termin von drei Monaten schlagen die Experten vor, weil ihnen
dies erfahrungsgemall der richtige Zeitraum scheint, um zufillige Schwan-
kungen auszuschalten und eine deflationistische Tendenz deutlich wahrnehmen
zu konnen. Allerdings mul3 auch hier den besondern Umstinden Rechnung
getragen werden. Linder mit stark saisonabhingiger Beschiftigung miissen
diesen Faktor beriicksichtigen. Gewisse Lander werden, statt auf die gesamte
Zahl der Stellensuchenden abzustellen, fiir dieses automatische Inkrafttreten
von MalBnahmen auf die Beschaftigungslage in einzelnen reprisentativen
oder besonders empfindlich reagierenden Industrien abstellen, wie zum Bei-
spiel auf die Bauindustrie.

Diese automatisch zu ergreifenden Malnahmen miissen dergestalt sein,
dal} sie die wirksame Nachfrage rasch heben konnen und zudem im ndétigen
Ausmal?, wobei die direkten und indirekten Einfliisse eingerechnet werden
miussen.

Werden die automatisch in Kraft tretenden MaBlnahmen auf dem Steuer-
gebiet vorgesehen, wird es in industriell entwickelten Lindern eventuell
zweckmiBig sein, zwei verschiedene Steuerskalen zu beschliefen, wobei die
niedrigere Skala in Kraft tritt, sobald die Umstdnde auf dem Arbeitsmarkt
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eine Erh6hung der wirksamen Nachfrage erfordern. In Landern mit einer
Einkommenssteuer nach dem System des «pay as you earn» — also des
laufenden Abzuges der Einkommenssteuer an der Quelle — wird die Ein-
kommenssteuer fiir diesen Zweck besonders geeignet sein, wobei sowohl die
Steuerrate als auch das steuerfreie Minimum geéindert werden konnen. Ahn-
lich konnen Sozialleistungen automatisch verindert — also bei Entstehung
von Arbeitslosigkeit erhcht werden.

In Léndern, in denen sich weder das Einkommenssteuersystem noch die
Sozialleistungen des Staates fiir solche Anderungen eignen, kann vorgesehen
werden, dall gewisse Beitrage der Arbeiter und Unternehmer, zum Beispiel
an Versicherungen, automatisch ersetzt werden durch Leistungen des Staates.
Anderungen auf dem Gebiete der Sozialversicherung haben gegeniiber sol-
chen auf dem Steuergebiete oft den Vorteil, dal die erhéhte Kaufkraft einem
breiteren Kreis von Personen zugute kommt. Wo keine der bisher erwihnten
MaBnahmen méglich sind, ist es eventuell zweckmiBig, durch Anderung der
Umsatzsteuerraten Einflul auf die wirksame Nachfrage zu erhalten. In ge-
wissen Lindern werden Vergiitungen fiir Kriegsschiaden der Konjunkturlage
angepalit werden konnen, jedenfalls in bezug auf die Zeit ihrer Ausrichtung,
in andern sind Anpassungen gewisser Subventionen moglich. Jedes Land
muf} fiir solche automatisch in Kraft tretende Malinahmen das seinen Ver-
hiltnissen angepalite Gebiet finden. Wichtig ist, daBl eindeutig klar ist, welche
MaBnahmen ergriffen werden sollen, und daB} diese rasch wirksam werden.
Diese letztere Bedingung trifft zum Beispiel, nach Ansicht der Experten, fiir
offentliche Arbeiten als Arbeitsbeschaffungsmafinahmen oft nicht zu, so
wichtig diese im iibrigen fiir die Konjunkturpolitik eines Landes sind.

Trotz der Bedeutung des Grundsatzes, dal} die vorbereiteten Manahmen
bei Uberschreiten der festgelegten Arbeitslosengrenze automatisch in Kraft
treten sollen, muf3 den Vollzugsorganen freie Hand eingerdumt werden, wenn
deutlich feststeht, daB} das Steigen der Arbeitslosenzahl nicht auf eine un-
geniigende Nachfrage zuriickzufithren ist oder nicht durch eine Erhéhung
derselben beseitigt werden kann. In einem solchen Fall soll die Regierung
jedoch verpflichtet sein, offentlich zu erkliren, warum sie die Gegenmal-
nahmen trotz dem Uberschreiten der festgelegten Arbeitslosenzahl nicht in
Kraft gesetzt hat.

4. Stabilisterung der Preise. Die Verantwortung der Regierung in bezug
auf die Aufrechterhaltung der Vollbeschaftigung schliet auch die Verant-
wortlichkeit ein, fiir die Stabilitit des Preisniveaus zu sorgen. Eines muf3
mit dem andern parallel gehen. Eingriffe auf dem Gebiete der Preise konnen
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zum Beispiel notwendig werden, wenn die Malnahmen der Regierung zur
Erhohung der Nachfrage mit unvorhergesehenen Faktoren zusammen die
wirksame Nachfrage iiber das zur Sicherung der Vollbeschaftigung erforder-
liche Mall hinausheben und damit tberschissige Kaufkraft schaffen, die
preissteigernd wirkt. Ebenso sind preispolitische MaBnahmen notwendig,
wenn an gewissen Stellen der Wirtschaft Engpésse entstehen und damit speku-
lative Preistreibereien moglich werden. Endlich kann es vorkommen, dal3
gewisse Wirtschaftsgruppen wie Bauernorganisationen, Handelsorganisatio-
nen, Kartelle, Produzentengruppen oder Gewerkschaftsverbinde den Zustand
der hohen und stabilen Beschéftigung dazu ausniitzen, um fiir sich ein
hoheres Einkommen herauszuholen, wodurch sie ein fiir die Gesamtheit der
Bevolkerung nachteiliges Steigen der Preise bewirken. Es werden darum Ver-
handlungen mit den einzelnen Gruppen notwendig sein, zum Beispiel um zu
verhindern, dal Lohnforderungen zu einer allgemeinen Inflation fiihren, eine
Gefahr, die bei Vollbeschiftigung weit groller ist als in Zeiten mit groBen
Reserven an Arbeitskriaften und Arbeitsplatzen. Auf jeden Fall miissen die
MaBnahmen auf dem Preissektor den jeweiligen Umstinden angepalit wer-
den und konnen nicht einfach in einer Umkehr der MaBnahmen bestehen,
die zur Bekdmpfung einer Deflation eingesetzt wurden.

5. Selbstverstandlich ist ein Ausbau des Verwaltungsapparates jedes Lan-
des notwendig in dem Sinn, daf} die vorgesehenen Malnahmen zur Sicherung
der Vollbeschaftigung in Kraft treten konnen. Dazu gehort, wie bereits er-
wahnt, eine Koordination zwischen zentralen und lokalen Behorden. Die
Regierungen miissen zudem iiber die notige Wirtschaftsbeobachtung und
Wirtschaftsstatistik verfiigen, zum Beispiel miissen sie iiber das Volkseinkom-
men, die privaten und offentlichen Investitionen, die privaten und offent-
lichen Ersparnisse, die offentlichen Ausgaben und Einnahmen, den Aulen-
handel und die Zahlungsbilanz laufend informiert sein.

Vollbeschiftigungspolitik und internationale Wirtschaft

In einem mit der Weltwirtschaft verflochtenen Land kommt eine Wirt-
schaftsdepression nicht nur durch ein Sinken der wirksamen Nachfrage aus
inlandbedingten Ursachen zustande. Ein Riickgang des Exportes im Zusam-
menhang mit einer Wirtschaftskrise in einem andern Land kann dieselbe
Wirkung haben. Hier ist die Lage schwieriger. Im Inland kénnen Schwan-
kungen der Investitionstétigkeit durch GegenmaBnahmen der Regierung
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kompensiert werden, einer Schrumpfung des Exportes kann jedoch nicht auf
dhnliche Weise begegnet werden. Wihrend es zur Erreichung eines Gleich-
gewichtes zwischen Konsum und Investition gegebenenfalls richtig ist, die
Investitionen zu kiirzen und den Konsum zu erhohen, kann es im Hinblick
auf die Zahlungsbilanz vielleicht gerade ungiinstig sein, die Exportindustrie
zu reduzieren. Das soll jedoch nicht bedeuten, dall eine Regierung nicht ein-
greifen soll, wenn die Beschiftigungslage in der Exportindustrie schlecht
wird. Bei voribergehendem Exportriickgang kann sie in Gebieten, wo be-
sonders viel fiir den Export gearbeitet wird, Arbeitsgelegenheiten schaffen,
oder sie kann durch Subventionen die Preise der Exportgiiter im Inland
senken, so daB ein vermehrtes Betreffnis davon auf dem Inlandmarkt ab-
gesetzt wird. Zeigt es sich, da der Riickgang des Exportes dauernden Cha-
rakter hat, wird die Regierung fiir eine strukturelle Anderung der Industrie
sorgen miissen. — In Liandern mit groBer Produktion an Rohprodukten
wird es eventuell nétig sein, die Preise zum Beispiel durch Beitritt zu inter-
nationalen Abkommen, wie dem Weizenabkommen, zu stabilisieren.

Die Schwierigkeiten, einem Riickgang der Beschéftigung, die auf eine
Exportverminderung zurtickzufithren ist, begegnen zu konnen, zeigen die
Notwendigkeit, die Sicherung der Vollbeschaftigung auch vom internatio-
nalen Gesichtspunkt aus in Angriff zu nehmen.

International mul3 eine Vollbeschiftigungspolitik darauf abzielen, jedes
Land dazuzubringen, sich in seinen internationalen Wirtschaftsbeziehungen
so zu verhalten, dal3 es andere Lander nicht hindert, die Stabilitat und Pro-
speritdt ithrer Wirtschaft zu sichern. Das setzt ein allgemeines Gleichgewicht
in den internationalen Wirtschaftsheziehungen voraus, von dem wir noch
weit entfernt sind. Eines bedingt hier das andere: Eine Stabilitdt im inter-
nationalen Handel kann nicht gesichert werden, wenn die Zahlungsbilanzen
einzelner Léinder nicht im Gleichgewicht sind. Anderseits kann kein Gleich-
gewicht in den Zahlungsbilanzen entstehen, solange die Nachfrage der ein-
zelnen Lénder auf dem internationalen Markt infolge wechselnder Konjunk-
turen im Inland schwankt.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dall die einzelnen Linder von-
einander wissen, wie sie ihre Zahlungsbilanz in Ordnung bringen wollen,
so dal} jedes Land sich den von den andern Lindern vorgesehenen Mal3-
nahmen anpassen kann. (Es hat zum Beispiel keinen Sinn, daB jedes Land
damit rechnet, seinen Stahlexport zu steigern, ohne dal} die stahlimportieren-
den Lénder eine entsprechend erhohte Stahleinfuhr vorsehen.) Ferner muf}
dafiir gesorgt werden, da} nicht die Wirtschaftskrise eines Landes gleich auf
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andere hiniibergreift und damit das ganze Handelsvolumen kumulativ ver-
mindert wird.

So interessant die Vorschlidge der Experten in dieser Hinsicht sind, ist
es hier nur moglich, andeutungsweise auf sie einzugehen. Es handelt sich
mehr um theoretische VorstoBe, deren Inhalt in bezug auf seine praktischen
Voraussetzungen und Folgen noch genau iiberpriift werden muBl. Die Ex-
perten suchen eine Losung in dem Sinne, dall automatisch eintretende Sank-
tionen jedes Land treffen, das in bezug auf seine Wirtschaftspolitik sich un-
solidarisch verhilt. Das soll jedem Land einen starken Antrieb geben, sich,
international gesehen, «gut» aufzufithren. Lander, die sich «schlecht» auf-
fithren, also zum Beispiel ihre Einfuhr infolge von Arbeitslosigkeit im Inland
vermindern, was andere Linder in Schwierigkeiten bringt, sollen gezwungen
werden, selber ihre Nachbarldnder vor den ungiinstigen Folgen einer solchen
mangelhaften Wirtschaftspolitik zu schiitzen.

Das System beruht, kurz gesagt, auf dem Grundsatz, dall jedes Land,
unabhéingig von seiner tatsiachlichen Einfuhr, dem Rest der Welt einen gleich-
bleibenden Betrag seiner eigenen Wahrung zur Verfugung stellen muf3.

Angenommen, der Import eines Landes X sénke in einem gegebenen Jahr
unter das normale Niveau — was einen Kaufkraftausfall in andern Landern
hervorrufen wiirde —, so miilte dieses Land die Differenz zwischen seinem
normalen Importbedarf und dem jetzt verringerten Importbetrefinis als Kauf-
kraft den andern Lindern zur Verfiigung stellen, indem es einen Betrag, der
dieser Differenz entspricht, in seiner eigenen Wihrung beim internationalen
Wihrungsfonds deponiert. Der internationale Wahrungsfonds kann diesen
Betrag irgendeinem Land verkaufen (gegen dessen eigene Wihrung), das
beweisen kann, dal sein Export wegen des Importriickganges von Land X
gesunken ist. Dieses Verfahren soll allerdings nur dann zur Anwendung
kommen, wenn der Importausfall von Land X auf einen Riickgang der Nach-
frage im Inland zuriickzufithren ist. Sinkt der Import aus andern Griinden,
zum Beispiel wegen einer besonders guten eigenen Ernte, miissen keine sol-
chen Betrdge an den internationalen Wahrungsfonds geleistet werden.

Welche Wirkungen hitte dieses System? Entsteht zum Beispiel eine Krise
im industriell hoch entwickelten Land X, das viele Rohstoffe und Nahrungs-
mittel importiert, so wird dieses Land nun wegen des Sinkens der Kaufkraft
infolge der Krise weniger Nahrungsmittel und weniger Rohstoffe einfiithren.
Auf diese Weise greift heute das Sinken der Nachfrage in Land X sofort auf
die landwirtschaftlichen Lander A, B und C iiber, deren Bevélkerung nun
wegen des Sinkens ihres LExportes einen Verlust an Einkommen haben.
Diese Linder A, B und C konnen daher ihrerseits nicht mehr so viel kaufen
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aus dem Lande X, wodurch die Krise dort noch verschirft wird. Sie werden
auch weniger Waren in andern industriell entwickelten Lindern, Y und Z,
kaufen konnen, so dall auch diese in die Krise hineingezogen werden.

Was geschieht nun, wenn der Plan der Experten in Funktion tritt? Auch
jetzt ist es moglich, dal} eine Wirtschaftsdepression im Lande X auftritt.
In dem Moment, wo seine Einfuhr sinkt, wird es jedoch verpflichtet, einen
dieser Einfuhrverminderung entsprechenden Betrag seiner Wahrung iiber den
internationalen Wahrungsfonds an die Lidnder A, B und C zu verkaufen.
Das wird nicht verhindern, daf die Lander A, B und C weniger Rohstoffe
und Nahrungsmittel nach dem Lande X exportieren konnen. Sie werden aber
jetzt weiterhin im gleichen Umfang wie bisher Industriewaren aus dem Lande
X beziehen konnen (was die Krise dort dampft) und ebenso von den Lindern
Y und Z. Auf diese Weise wird die sonst entstehende Kettenreaktion unter-
brochen. Die Krise bleibt auf ein Land isoliert.

So weit der Grundsatz des Planes. Er kann hier nicht in allen Einzelheiten
wiedergegeben werden. Auch sind noch nicht fiir alle praktischen Schwierig-
keiten seiner Durchfithrung Losungen gefunden. Was an dem Plan einleuchtet,
ist der Versuch, einen Weg zu finden, um die Ausbreitung von Depressionen
durch Kettenreaktionen von einem Land zum andern zu verhindern. Der Plan
wird allerdings nicht geniigen, um den Welthandel ins Gleichgewicht zu brin-
gen. Dazu bedarf es noch ganz anderer Voraussetzungen, was auch von den
Experten hervorgehoben wird: Erstens, den Willen der Amerikaner, mehr
Waren in ihr Land hereinzulassen, und zudem eine Ermutigung und Stabili-
sierung des Stromes von internationalen Kapitalinvestitionen. Durch private
Anleihen wird das Problem nicht gelost werden konnen, sei es, da} sie im
Ausmal} ungeniigend sind, an einen falschen Ort flieBen oder in ihrer Héhe
starken Schwankungen unterliegen, was alles einem Ausgleich des internatio-
nalen Handels zuwiderlauft. Die Experten schlagen deshalb vor, die Regie-
rungen der Gldubiger-Lander sollen sich auf eine lingere Zeit hinaus auf
gewisse Kapitalausfuhren festlegen, so dall die wirtschaftlich noch unent-
wickelten Lénder ihre Pline darauf bauen konnen. Ist der private Kapital-
export eines Landes geringer als die von der Regierung versprochene Summe,
so hat sie diese Differenz iiber die Internationale Bank als Regierungsdarlehen
zur Verfiigung zu stellen.

*

Der Bericht der Experten ist nicht speziell auf die Schweizer Verhiltnisse
zugeschnitten. Es kann uns jedoch mit Genugtuung erfiillen, dal} ihre Vor-
schlage, soweit sie auf Umstinde wie die unsrigen anwendbar sind, in der
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gleichen Richtung liegen wie die Forderungen unserer Partei im Kommentar
zum Parteiprogramm «Die Volkswirtschaft in der Neuen Schweiz». Insbeson-
dere wird durch den Expertenbericht deutlich, wie notwendig auch in unserem
Land der von sozialistischer Seite schon lange geforderte Ausbau der Wirt-
schaftsstatistik sowie der Einflul der Offentlichkeit auf die private Investi-
tionstitigkeit sind. Das Festlegen einer Grenze der Zahl der Stellensuchenden,
die nicht iiberschritten werden darf, sowie das Vorsehen von automatisch in
Kraft tretenden MaBBnahmen, sobald diese Grenze tiberschritten wird, wiirden
allen Erorterungen ein Ende setzen, ob es heute schon Zeit ist, dal} die Offent-
lichkeit mit MaBnahmen zur Krisenbekdmpfung einsetzt. Ferner zeigt der
Bericht, welche Bedeutung der Bundesfinanzreform zukommt, nicht nur vom
fiskalischen Standpunkt aus, sondern von demjenigen der Konjunkturpolitik.
Und schliefflich fiithrt er uns vor Augen, welche Verantwortung wir inter-
national auf uns laden, wenn wir unsern Import sinken lassen.

Der Expertenbericht bildet nicht nur die Grundlage fiir eine Diskussion,
die auch fiir unser Land von groBter Aktualitat ist, sondern ebenso fiir kon-
krete VorstoBe auf wirtschaftspolitischem Gebiet. So einfach und einleuchtend
seine Vorschlige sind, darf man sich doch keiner Illusion hingeben, daB} sie
ohne weiteres in die Praxis umgesetzt werden. Die Theorien und Taten be-
stimmender Wirtschaftspolitiker in verschiedenen Lindern — auch in der
Schweiz — sind noch weit entfernt von den Gedankengingen der UNO-Ex-
perten. So wird es zu einem schicksalsschweren Wettrennen kommen zwischen
der praktischen Anwendung fortschrittlicher Wirtschaftserkenntnisse einer-
seits und der drohenden Wirtschaftskrise anderseits. Unsere Aufgabe ist es,
alles zu tun, was in unsern Kriften liegt, um diesen Erkenntnissen zum
Durchbruch zu verhelfen. Es wird kein leichter Kampf sein, aber der Einsatz
lohnt sich.

185



	Massnahmen zur Sicherung der Vollbeschäftigung

